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Stellungnahme 
 
zum Antrag der Fraktion der SPD: „Aus der Pandemie lernen: Kindertagesstätten, 
allgemeinbildende Schulen im Primar- und Sekundarbereich sowie Förderschulen 
in Nordrhein-Westfalen zur Kritischen Infrastruktur entwickeln und auf den nächs-
ten Herbst vorbereiten!“ (Drucksache 18/60 vom 21.06.2022). 
 
 
 
1. Vorbemerkungen 
Die folgende Stellungnahme basiert inhaltlich im Wesentlichen auf den Ergebnissen der 
im Auftrag des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) 2021 
durchgeführten Pilotstudie zur Vulnerabilität und Kritikalität des Bildungswesens in 
Deutschland (Karutz, Posingies & Dülks, 2022a)1. Im Rahmen dieses Projektes fand ei-
ne umfangreiche Recherche in der national und international verfügbaren Fachliteratur 
statt; es wurden fünf Expertinnen und Experten zu ihren Einschätzungen interviewt und 
es wurde ein bereits vorliegendes Analyseinstrument aus dem Bereich des Bevölke-
rungsschutzes auf das Bildungswesen angewendet.  
 
Ergänzend wurden für diese Stellungnahme aktuelle Veröffentlichungen herangezogen, 
die erst nach Abschluss der genannten Pilotstudie erschienen sind. Zudem wurden Er-
gebnisse der Studie „Schule und Corona“ (SchuCo; Reintjes, Nonte, Grommé & Karutz, 
2022) berücksichtigt, die im Frühjahr dieses Jahres in Mülheim an der Ruhr durchgeführt 
worden ist. Im Rahmen dieser Untersuchung wurden 920 Schülerinnen und Schüler zu 
ihren Erfahrungen mit pandemiebedingten Schulschließungen sowie zu ihrem Wohlbe-
finden im häuslichen Bereich und in der Schule befragt. 
 
Betont werden soll jedoch, dass sich die Ausführungen zur Einschätzung des Bildungs-
wesens als Kritische Infrastruktur nicht allein auf den Schulbetrieb in einer Pandemie 
beziehen. Aus gegebenem Anlass nehmen sie vielmehr auch andere Schadens- bzw. 

 
1 Bei der Ausarbeitung dieser Stellungnahme wurde mit Zustimmung und Genehmigung der beteiligten Verlage 
bzw. Herausgeber auf Textpassagen von zwei Beiträgen zurückgegriffen, die bereits in Fachzeitschriften erschie-
nen sind. Dabei handelt es sich um Karutz H, Posingies C, Dülks J (2022b) Vulnerabilität und Kritikalität des Bil-
dungswesens in Deutschland. In: Bevölkerungsschutz Heft 2: 34-39 sowie Karutz H, Posingies C, Dülks J (2022c) 
Überlegungen zur Erhöhung der Krisenfestigkeit des Bildungswesens. In: Notfallvorsorge 53 (2): 5-12. 
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Krisenlagen in den Blick, wie sie sich beispielsweise durch die Flutkatastrophe im Juli 
2021 ergeben haben. Perspektivisch lässt sich die Darstellung auch auf einen längerfris-
tig anhaltenden Stromausfall beziehen usw. 
 
2. Schulen als Kritische Infrastrukturen 
Die Fragestellung, ob und inwiefern das Bildungswesen als eine Kritische Infrastruktur 
(KRITIS) zu betrachten sein könnte, wird derzeit durchaus kontrovers diskutiert (siehe z. 
B. Ullrich, 2022; Hamann, 2022). Einzelne Politiker unterschiedlichster Parteien haben 
das Bildungswesen bereits als Teil der Kritischen Infrastruktur bezeichnet oder fordern, 
das Bildungswesen in dieser Weise einzuschätzen (siehe z. B. Stark-Watzinger, 2022; 
Korfmann & Onkelbach, 2022). Einzelne Bundesländer haben die Thematik auch bereits 
in entsprechenden Erlassen aufgegriffen: In Mecklenburg-Vorpommern werden Schulen 
beispielsweise zu den KRITIS gezählt. In anderen Ländern werden sie nicht als KRITIS, 
sondern als „systemrelevant“ oder nur in Teilbereichen als KRITIS klassifiziert.  
 
Auf Bundesebene gehört das Bildungswesen – rein formell betrachtet – bislang nicht zu 
den Kritischen Infrastrukturen, und auch international ist keine Einheitlichkeit erkennbar. 
Nur in drei Staaten – Kroatien, Pakistan und Neu Guinea – werden Schulen, wie auch im 
Sendai-Rahmenwerk zur Katastrophenvorsorge (UNDRR, 2015) vorgesehen, explizit als 
Kritische Infrastruktur bezeichnet. Manche Staaten wie z. B. die USA ordnen das Bil-
dungswesen als Subsektor staatlichen Einrichtungen oder anderen „wichtigen Diensten“ 
zu (CIPedia, 2008; Clark et al., 2018).  
 
Die Gesamtsituation ist in der Verwaltungspraxis also äußerst heterogen und unüber-
sichtlich (für einen orientierenden Gesamtüberblick zu Kritischen Infrastrukturen siehe 
Muth, 2022). Gleichwohl spricht aus einer wissenschaftlichen Perspektive sehr vieles 
dafür, das Bildungswesen als Kritische Infrastruktur zu betrachten: Wie nachfolgend auf-
gezeigt wird, muss sowohl von einer besonderen Vulnerabilität als auch von einer be-
sonderen Kritikalität des Bildungswesens ausgegangen werden. 
 
2.1 Vulnerabilität des Bildungswesens 
Erste Hinweise auf eine spezifische Vulnerabilität lassen sich aus der Charakteristik des 
Bildungswesens ableiten, d. h. aus seiner Gesamtstruktur, seiner Aufgabenstellung so-
wie den involvierten Personengruppen, wie nachfolgend verdeutlicht wird. 
 
Zielgruppe allgemeinbildender Schulen sind zunächst einmal Kinder und Jugendliche, 
die im Hinblick auf die Entwicklung negativer Ereignisfolgen durch Krisen und Katastro-
phen grundsätzlich als eine besonders vulnerable, schutzbedürftige Bevölkerungsgruppe 
bezeichnet werden (siehe z. B. Maeda, Kato & Maruoka 2009 sowie D’Ayala et al., 
2020): Kinder verfügen über weniger Vorerfahrungen als Erwachsene und haben oftmals 
noch keine angemessenen Bewältigungsstrategien entwickeln können. Zudem ist der 
„Impact“ einer Krisenerfahrung aufgrund der relativ kurzen Lebensspanne bei ihnen be-
sonders stark (für einen ausführlichen Überblick zum Thema siehe Karutz, Juen, Kratzer 
& Warger, 2017). 
 
Ohnehin befinden sich Kinder und Jugendliche in sensiblen oder auch kritischen Phasen 
ihrer Entwicklung; es stehen Entwicklungsaufgaben an, die in bestimmten Zeitfenstern 
zu bewältigen sind. Dafür werden allerdings auch besondere Rahmenbedingungen be-
nötigt, weil Entwicklung nur als Interaktion von Individuen mit spezifischen Umweltein-
flüssen stattfinden kann. Findet eine solche Interaktion nicht oder nur eingeschränkt 
statt, können einige Entwicklungsschritte u. U. auch nicht regulär durchlaufen werden. 
Funktionseinschränkungen im Bildungswesen könnten sich vor diesem Hintergrund ins-
besondere auf die motorische Entwicklung, die Sprachentwicklung sowie die Entwicklung 
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sozialer und motivationaler Kompetenzen auswirken (ausführlich hierzu siehe Leopoldi-
na, 2021). 
 
Darüber hinaus stellen auch Lehrkräfte eine vorbelastete Risikogruppe dar: Zahlreiche 
Studien zur Gesundheit von Lehrkräften haben schon lange vor der Coronavirus-
Pandemie gezeigt, dass diese im Vergleich zu anderen Berufsgruppen häufiger krank 
sind, insbesondere psychische Störungsbilder wie Erschöpfungszustände, Burnout und 
Depressionen bei ihnen häufiger auftreten und auch häufiger eine Frühpensionierung 
erforderlich ist (Schaarschmidt, Kieschke & Fischer, 2016). Im Rahmen der Coronavirus-
Pandemie wurde davon ausgegangen, dass bis zu 20% der Lehrkräfte in Deutschland 
entweder aufgrund eigener gesundheitlicher Vorbelastungen oder im Haushalt lebender 
Risikopatientinnen und -patienten von vornherein nicht dienstfähig gewesen sind (Töp-
per, 2020). Darüber hinaus ist in Deutschland von einem ohnehin bestehenden Lehrkräf-
temangel und überalterten Schulkollegien auszugehen – dies ist allerdings keine neue 
Erkenntnis. 
 
Grundsätzlich befindet sich das System „Schule“ – unabhängig von der Coronavirus-
Pandemie und weiteren aktuellen Zusatzbelastungen, etwa durch die Aufnahme und 
Integration geflüchteter Schülerinnen und Schüler aus der Ukraine – in einem mehr oder 
weniger stark ausgeprägten Krisenmodus. An zahlreichen Schulen ist die Situation per-
manent angespannt: Anforderungen durch bildungspolitische Reformen und Curricu-
lumsrevisionen, die Umsetzung der Inklusion, Disziplinschwierigkeiten bzw. die Zunahme 
von Schülerinnen und Schülern mit Verhaltensauffälligkeiten sowie zunehmend hetero-
gene und zugleich größere Lerngruppen tragen dazu bei (Karutz, 2020, S. 133ff). Groß-
flächige und langanhaltende Schadens- bzw. Krisenlagen konfrontieren das Bildungswe-
sen insofern nicht mit einer Krise, sondern mit einer weiteren Krise.  
 
Gleichwohl trägt ein funktionierendes Bildungswesen in hohem Maße dazu bei, dass 
zunächst einmal andere Kritische Infrastrukturen funktionsfähig bleiben: Von den knapp 
10,6 Millionen Eltern in Deutschland mit Kindern unter 12 Jahren sind nach Angaben des 
Bundesinstituts für Bevölkerungsforschung (2020) beispielsweise rund 3,6 Millionen (34 
Prozent) in systemrelevanten Wirtschaftsbereichen tätig und somit unmittelbar auf eine 
Betreuung ihrer Kinder angewiesen; diese Betreuung wird inzwischen zum größten Teil 
von Kindertagesstätten und Schulen übernommen. 
 
Gleichzeitig ist das Bildungswesen seinerseits von anderen Kritischen Infrastrukturen 
abhängig. Insbesondere sind hier die Energieversorgung, die staatliche Verwaltung, eine 
sichere IT-Infrastruktur (mit flächendeckender, zuverlässiger Internetverfügbarkeit) sowie 
der öffentliche Personennahverkehr zu nennen. Auch diese Abhängigkeiten von anderen 
Kritischen Infrastrukturen tragen erheblich zur besonderen Vulnerabilität des Bildungs-
wesens bei. 
 
2.2 Kritikalität des Bildungswesens 
Die Kritikalität des Bildungswesens ergibt sich v. a. aus seinen spezifischen Funktionen 
sowie der gesellschaftlichen Relevanz dieser Funktionen, den von Funktionseinschrän-
kungen des Bildungswesens betroffenen Personen bzw. Personengruppen und einigen 
weiteren Aspekten, auf die nachfolgend hingewiesen wird: 
 
Das Bildungswesen erfüllt zunächst einmal Erziehungs-, Bildungs- und Sozialisations-
funktionen (Meyer, 1997), wobei diese Funktionsbereiche interdependent miteinander 
verknüpft sind und noch weiter ausdifferenziert werden können. Schon der Ausfall ein-
zelner Funktionen des Bildungswesens könnte bereits als kritisch betrachtet werden 
(ausführlich siehe Karutz, Posingies & Dülks, 2022a). Vor allem Qualifikation und In-
tegration sind – offensichtlich erkennbar – unverzichtbare Elemente eines funktionieren-
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den Staates. Ohne Mündigkeit, die auch in institutionalisierten Erziehungs- und Bil-
dungsprozessen erst einmal angebahnt werden muss, ist Demokratie kaum vorstellbar. 
Schon daraus ergibt sich, dass das Bildungswesen ein besonders wertvolles und wichti-
ges Schutzgut darstellt. 
 
Auch das kindliche Recht auf Bildung (United Nations, 1989, Deutsches Institut für Men-
schenrechte, 2020) muss an dieser Stelle explizit hervorgehoben werden: Insbesondere 
sichert das Bildungswesen Chancengleichheit und Bildungsgerechtigkeit, und schließlich 
bekommen Kinder in Kindertagesstätten und Schulen besondere Aufmerksamkeit: Den 
dort tätigen Fachkräften fällt es auf und sie greifen ein, wenn im Hinblick auf Entwick-
lungsauffälligkeiten oder eine Kindeswohlgefährdung ggf. Handlungsbedarf besteht. Aus 
diesem Grund ist von einer Schutz- und Wächterfunktion des Bildungswesens die Rede. 
 
Zu beachten ist ferner, wie viele Menschen von Funktionseinschränkungen im Bildungs-
wesen betroffen sind: Nach Angaben des Nationalen Bildungsberichts (Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung, 2020) gibt es in Deutschland insgesamt 93.374 Bildungsein-
richtungen, dies sind 57.600 Kindertagesstätten und weitere Einrichtungen der Kinderta-
gespflege, 28.934 allgemeinbildende Schulen, 6453 berufliche Schulen sowie 387 Hoch-
schulen. Diese Bildungsstätten werden insgesamt von 17,41 Millionen Teilnehmenden 
besucht, und an ihnen arbeiten weitere 2,5 Millionen Menschen – das sind 6 Prozent 
aller Erwerbstätigen in Deutschland. 
 
Darüber hinaus verzeichnet das Statistische Bundesamt derzeit 11,56 Millionen Familien 
in Deutschland, worunter Haushalte bezeichnet werden, in denen mindestens ein Er-
wachsener mit einem Minderjährigen zusammenlebt. 2,61 Millionen Elternteile sind al-
leinerziehend; in 8,95 Millionen Familien gibt es zwei Erziehungsberechtigte. Auf diese 
Weise lässt sich errechnen, dass insgesamt rund 20,51 Millionen Erwachsene in Haus-
halten mit mindestens einem Kind leben. Addiert man nun Bildungsteilnehmerinnen und -
teilnehmer, im Bildungswesen berufstätige Personen sowie Elternteile, die in einem 
Haushalt mit mindestens einem Kind zusammenleben, ergibt sich die Gesamtsumme 
von 40,43 Millionen Menschen, die mehr oder weniger unmittelbar im Kontakt mit dem 
Bildungswesen stehen – das ist knapp die Hälfte der Bevölkerung in Deutschland. 
 
Die Coronavirus-Pandemie hat nun deutlich aufgezeigt, dass lediglich einzelne Funkti-
onseinschränkungen des Bildungswesens relativ unproblematisch kompensiert werden 
können. Eine bloße Betreuung von Kindern und Jugendlichen konnte meist noch irgend-
wie sichergestellt werden. Die Kompensation von Bildung im eigentlichen Sinne ist auch 
mit digitalen Lehr- und Lernangeboten jedoch nur eingeschränkt möglich bzw. möglich 
gewesen. Zu einem Teil hat dies zweifellos an den unzureichenden technischen Voraus-
setzungen sowie der insgesamt mangelnden Vorbereitung auf digitale Lehr- und Lernar-
rangements gelegen. Vor allem das soziale Lernen, d. h. die unmittelbare, themenbezo-
gene und zielgerichtete Interaktion mit anderen Menschen in einem Bildungskontext ist 
mit digitalen Lehr- und Lernangeboten aber ohnehin nicht zu ersetzen: Hier stößt jedes 
noch so hoch entwickelte und kompetent begleitete „Homeschooling“ bzw. Distanzlernen 
zwangsläufig und unvermeidlich an Leistungsgrenzen. Bei Zierer (2021) heißt es dazu 
explizit: „Der Mensch braucht den Menschen im Hier und Jetzt, und er braucht ihn ana-
log, weil er digital nicht abbildbar ist.“ Das Bildungswesen muss in diesem Zusammen-
hang also uneingeschränkt – auch präsentisch – funktionsfähig sein und bleiben, weil es 
den zwischenmenschlichen Kontakt gewährleistet, der für Lernen und Entwicklung zwin-
gend erforderlich ist. 
 
Nicht zuletzt muss auf verschiedene gesellschaftliche Veränderungen hingewiesen wer-
den, durch die die Bedeutung einer uneingeschränkten Funktionsfähigkeit des Bildungs-
wesens in den vergangenen Jahrzehnten weiter zugenommen hat: Erstens ist Bildung – 
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hier im Sinne einer möglichst hohen persönlichen Qualifizierung bzw. Employability ver-
standen – heute wichtiger als je zuvor, weil sie beispielsweise dazu beiträgt, sich im 
Wettbewerb um Arbeitsplätze behaupten zu können. Insgesamt sind die Anforderungen 
an Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer deutlich komplexer geworden, so dass jedes 
Individuum zwingend auf Bildung angewiesen ist, wenn man nicht „abgehängt“ oder zu-
mindest benachteiligt werden möchte. 
 
Zweitens geht der Zuwachs an Erkenntnissen und (technischen) Möglichkeiten in einer 
diversifizierten, global vernetzten und sich hoch dynamisch entwickelnden Welt gleich-
zeitig mit zahlreichen Problemstellungen einher, die nicht nur vielfältige Handlungskom-
petenzen, sondern insbesondere auch Reflexionsfähigkeit sowie die Entwicklung einer 
persönlichen Haltung erforderlich machen: Mehr als je zuvor ist Bildung heute der 
Schlüssel für die gelingende, erfolgreiche Lebensführung eines jeden einzelnen Men-
schen. 
 
Drittens hat speziell die Entwicklung von Geschlechtergerechtigkeit und die veränderte 
Rolle von Frauen in der Gesellschaft dazu beigetragen, dass Familien stärker als früher 
auf außerfamiliäre Bildungs- und v. a. Betreuungsangebote angewiesen sind. Auch aus 
diesem Grunde ist beispielsweise die Sicherstellung einer Ganztagsbetreuung so be-
sonders wichtig geworden: Einer Studie des Deutschen Jugendinstituts zufolge wün-
schen sich inzwischen mehr als 70 Prozent der Eltern eine Ganztagsbetreuung für ihr 
Kind (Boll, 2020). 
 
Viertens kann – neben der verbreiteten Berufstätigkeit beider Elternteile – thematisiert 
werden, dass sich Familienstrukturen insgesamt verändert haben. Mehrgenerationen-
haushalte sind selten geworden, dafür gibt es heute mehr alleinerziehende Mütter und 
Väter als früher. Auch dies bedingt, dass innerfamiliär weniger Ressourcen für die Be-
treuung von Kindern verfügbar sind – und auch dies macht eine uneingeschränkte Funk-
tionsfähigkeit des Bildungswesens so besonders bedeutsam. 
 
2.3 Zusätzlich vulnerabilitätserhöhende Faktoren 
Als zusätzlich vulnerabilitätserhöhende Faktoren werden nachfolgend Aspekte beschrie-
ben, die nicht zwingend, also systemimmanent, gegeben sind und insofern auch prinzi-
piell vermeidbar wären, die aktuell jedoch offenkundig für eine gewisse Problematik sor-
gen und demzufolge ebenfalls zu einer Schwächung der Krisenfestigkeit des Bildungs-
wesens beitragen können. 
 
So ist die Schulverwaltungsstruktur in Deutschland komplex und uneinheitlich organisiert 
(Winkler, 2013). Einerseits ist dies dem föderalen Staatssystem der Bundesrepublik ge-
schuldet, so dass man im Grunde genommen 16 Bildungssysteme voneinander getrennt 
betrachten muss. Andererseits sind die Schulverwaltungsstrukturen auch innerhalb eines 
Bundeslandes stark zergliedert. So können selbst auf Landesebene kommunale, kreis-
weite bzw. regionale sowie landesweite Aufsichts- und Regelungsinstanzen unterschie-
den werden, die wiederum in einzelnen Teilbereichen des Bildungswesens mit jeweils 
unterschiedlicher Reichweite zuständig sind. In der Coronavirus-Pandemie hat dies – 
auch in Nordrhein-Westfalen – dazu geführt, dass Familien, deren Kinder innerhalb einer 
Kommune bzw. eines Kreises unterschiedliche Schulen bzw. Schulformen besuchen, u. 
U. mit ebenso unterschiedlichen Regelungen zum Infektionsschutz konfrontiert worden 
sind. Dies muss als äußerst ungünstig und wenig hilfreich bezeichnet werden: Es sorgt 
bei allen Beteiligten für Unmut, Unverständnis und verringert auch die Bereitschaft, sich 
an die jeweiligen Regeln zu halten. 
 
Auch der Zustand vieler Schulgebäude sowie die technische, v. a. mediale Ausstattung 
erscheint unbefriedigend. Im Rahmen der Coronavirus-Pandemie wurden fehlende Sei-
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fenspender konstatiert, und selbst das Öffnen von Fenstern zum Lüften ist offenbar nicht 
in allen Klassenräumen möglich (siehe z. B. Freund, 2020; Stinauer, 2020). 
 
Die Voraussetzungen für digitale Lehr- und Lernarrangements (Internetzugang, WLAN-
verfügbarkeit, Ausstattung mit digitalen Endgeräten) müssen insgesamt ebenfalls als 
unzureichend bezeichnet werden. Hierbei ist besonders zu beachten, dass die Verfüg-
barkeit der entsprechenden Technik nicht nur innerhalb von Schulgebäuden, sondern 
auch im häuslichen Umfeld gegeben sein muss. Aktuell sind hier, v. a. abhängig vom 
sozioökonomischen Status, erhebliche Unterschiede festzustellen (ausführlicher Über-
blick zur Studienlage in Karutz, Posingies & Dülks, 2022a). 
 
Von den bislang genannten Aspekten abgesehen muss konstatiert werden, dass Pla-
nungen für das schulische Krisenmanagement sich in den vergangenen Jahren aus-
schließlich auf Individualereignisse bzw. auch Großschadenslagen wie z. B. School 
Shootings beschränkt haben, von denen jedoch allenfalls eine einzelne Bildungseinrich-
tung betroffen ist. Eine systemische Betrachtung der Funktionsfähigkeit des Bildungswe-
sens ist bislang nicht vorgenommen worden. Großflächige und langanhaltende Krisenla-
gen innerhalb des Bildungswesens wurden nahezu vollständig außer Acht gelassen. 
Auch dies trägt zu einer geringen Krisenfestigkeit bei: In der Pandemie ist z. B. deutlich 
erkennbar geworden, dass es im Vorfeld weder auf Landes- noch auf Bundesebene ei-
nen übergreifenden Krisenplan für das gesamte Bildungswesen gegeben hat. 
 
Im Übrigen muss berücksichtigt werden, dass das Krisenmanagement im Bildungswesen 
sich grundsätzlich immer hoch komplex darstellt: Dies ergibt sich einerseits aus unter-
schiedlichen Interessen der involvierten Akteurinnen und Akteure, andererseits aber 
auch daraus, dass Überlegungen zum Krisenmanagement, die aus mehreren Perspekti-
ven angestellt werden können, u. U. in einem Gegensatz zueinanderstehen (ausführlich 
siehe Karutz, 2022a und 2022b). Insbesondere in einer Pandemie kollidierten und kolli-
dieren beispielsweise hygienisch und pädagogisch begründete Maßnahmen: Schulen 
können einerseits ein potenzieller Ort der Infektionsausbreitung sein, gehören tendenziell 
also geschlossen. Sie sind aber auch ein enorm wichtiger Lebens- und Entwicklungs-
raum (nicht nur Lernort!) für Kinder, gehören also geöffnet. Solche Gegensätze machen 
eine interdisziplinäre Risikoeinschätzung und ebenso interdisziplinär abgestimmte Ent-
scheidungsprozesse erforderlich. Ansonsten sind – wie es in der Coronavirus-Pandemie 
ja ebenfalls sichtbar geworden ist (siehe diverse Stellungnahmen von Elternverbänden 
und entsprechende Medienberichte, z. B. Stoldt, 2020; von Alten, 2021) – Konflikte zwi-
schen allen Beteiligten vorprogrammiert. 
 
2.4 Auswirkungen von Funktionseinschränkungen im Bildungswesen 
Die Auswirkungen von Funktionseinschränkungen im Bildungswesen sind insgesamt 
erheblich und sollten nicht unterschätzt werden, auch wenn sie – anders als Auswirkun-
gen von Ausfällen anderer Kritischer Infrastrukturen – möglicherweise nicht sofort auftre-
ten und auch nicht unmittelbar sichtbar sind. Inzwischen liegen rund 200 Studien vor, in 
denen auf vielfältige Problemstellungen durch Funktionseinschränkungen im Bildungsbe-
reich hingewiesen wird (für einen ausführlichen Überblick siehe wiederum Karutz, Posin-
gies & Dülks, 2022a). 
 
Psychische und soziale Folgen für Kinder und Jugendliche (ausführlich siehe z. B. 
Ravens-Sieberer et al., 2021) sind hier sicherlich an erster Stelle zu nennen; Bildungsde-
fizite bzw. Lernrückstände (siehe z. B. Anders, 2021; Depping et al. 2021 sowie Schult et 
al., 2021), die Verschärfung von Bildungsungerechtigkeiten sowie die Gefährdung von 
Bildungsabschlüssen mit daraus wiederum resultierenden Sekundär- und Tertiäreffekten, 
u. a. für den Arbeitsmarkt, kommen noch hinzu (siehe z. B. van Ackeren, Endberg & 
Locker-Grütjen, 2020). Die in Mülheim an der Ruhr durchgeführte Studie „Schule und 
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Corona“ (SchuCo; Reintjes, Nonte, Grommé & Karutz, 2022) hat exemplarisch aufge-
zeigt, dass (mindestens) ein Viertel bis ein Drittel der Schülerinnen und Schüler in der 
Folge bzw. im Kontext von Schulschließungen psychisch deutlich belastet bzw. beson-
ders vulnerabel ist. Hochgerechnet auf das Land Nordrhein-Westfalen ist im Schuljahr 
2021/22 demnach (mindestens) von rund 617.000 belasteten Schülerinnen und Schülern 
(25%) bzw. sogar von rund 815.000 belasteten Schülerinnen und Schülern (33%) aus-
zugehen. 
 
Auch die schwierige Situation vieler Erziehungsberechtigten darf an dieser Stelle nicht 
unerwähnt bleiben, weil zahlreiche Eltern und weitere Betreuungspersonen in der Pan-
demie dadurch erheblich gestresst gewesen sind, dass sie einerseits ihren beruflichen 
Verpflichtungen, andererseits aber (gleichzeitig) auch der Begleitung des „Homeschoo-
ling“ gerecht werden sollten: Studien belegen, dass diese sehr herausfordernde Situation 
mit innerfamiliären Konflikten, mitunter auch häuslicher Gewalt einhergegangen ist 
(Steinert & Ebert, 2020). In einer im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend 2021 durchgeführten Umfrage gaben 32% der befragten Eltern 
u. a. an, sich stark belastet zu fühlen. 42% hatten den Eindruck, ihr Leben sei „stressi-
ger“ geworden, und 28% berichteten über vermehrten Streit und Konflikte innerhalb der 
Familie (BMFSFJ, 2021). 
 
Perspektivisch kann ein funktionsbeeinträchtigtes Bildungswesen mit gesamtstaatlichen 
Benachteiligungen im internationalen Wettbewerb, der Gefährdung von gesellschaftli-
chem Wohlstand und Wohlergehen sowie nicht zuletzt auch einer politischen Destabili-
sierung – etwa durch die Anfälligkeit für Populisten und Despoten – verbunden sein. 
 
Je länger Funktionsbeeinträchtigungen im Bildungswesen andauern und je mehr Funkti-
onsbereiche betroffen sind, umso gravierender zeichnen sich die verschiedenen Folge-
erscheinungen ab, die wiederum interdependent mit weiteren Kaskadeneffekten verbun-
den sein können. Von Bildungsökonomen wird z. B. explizit auf erhebliche wirtschaftliche 
Folgen von Bildungsdefiziten hingewiesen: Allein der Unterrichtsausfall während des 
ersten Lockdowns im Jahre 2020 könnte zu einer durchschnittlichen Verminderung des 
Lebenserwerbseinkommens der heutigen Schülerinnen und Schüler zwischen 13.500 
und 30.000 € geführt haben. Die eingeschränkte Funktionsfähigkeit des Bildungswesens 
in der Pandemie hat mutmaßlich Kosten in Billionenhöhe verursacht (Wößmann, 2020). 
 
3. Zwischenfazit 
Die zentrale Fragestellung danach, ob das Bildungswesen in Deutschland eine Kritische 
Infrastruktur darstellt, kann grundsätzlich zunächst einmal positiv beantwortet werden, 
auch wenn Funktionseinschränkungen im Bildungswesen sicherlich nicht unmittelbar und 
nicht innerhalb kürzester Zeit Menschenleben gefährden, jedenfalls nicht so wie bei-
spielsweise der Ausfall eines Beatmungsgerätes auf einer Intensivstation. 
 
Zweifellos lassen sich aus pädagogischen, psychologischen, gesellschaftlichen, ethi-
schen, juristischen und ökonomischen Überlegungen heraus jedoch hinreichende Argu-
mente dafür ableiten, das Bildungswesen insgesamt als KRITIS zu betrachten. Bezug-
nehmend auf den Antrag der Fraktion der SPD soll ausdrücklich auch darauf hingewie-
sen werden, dass Schulen und andere Bildungseinrichtungen nicht „zur Kritischen Infra-
struktur entwickelt“ (S. 1) werden müssen – sie sind es bereits, nur wird eben dies bis-
lang offenbar nicht allgemein anerkannt und akzeptiert. Was aus wissenschaftlicher Sicht 
dringend „entwickelt“ werden muss, sind Maßnahmen für einen verbesserten Schutz des 
Bildungswesens, d. h. Maßnahmen – besser noch: eine umfassende Strategie – zur 
Stärkung der systemischen Resilienz. 
 
 



 
8 

 

4. Maßnahmen zur Erhöhung der Resilienz des Bildungswesens 
Die Empfehlung, das Bildungswesen als Kritische Infrastruktur zu betrachten, geht mit 
der Notwendigkeit einher, seine Resilienz zu erhöhen, um eine uneingeschränkte Funk-
tionsfähigkeit permanent aufrechterhalten zu können. Ausdrücklich soll betont werden, 
dass es dabei jedoch nicht ausreicht, Schulen „lediglich“ geöffnet zu halten. Das bloße 
Offenhalten allein wird den Erkenntnissen zur Vulnerabilität und Kritikalität des Bil-
dungswesens gerade nicht gerecht, sondern zeugt eher von einem deutlich unterkom-
plexen Verständnis der Gesamtproblematik. 
 
Unbedingt muss es darum gehen, Schulen sicher (!) geöffnet zu halten, weil nur dann die 
einzelnen Funktionen auch tatsächlich gewährleistet werden können. Wird der allgemei-
ne Schulbetrieb aufrechterhalten, ohne flankierende Schutz- und Sicherungsmaßnah-
men vorzunehmen, wird die eigentliche Zielsetzung konterkariert: Lernprozesse sind 
kaum oder nur eingeschränkt möglich, wenn „Schule“ vor dem Hintergrund eines mög-
licherweise erhöhten Infektionsrisikos beispielsweise als Angst- oder Konfliktraum wahr-
genommen wird: In diesem Fall verhindern Stress und affektive Hemmungen bei allen 
Beteiligten, dass gerade die Ziele erreicht werden, die man mit dem Offenhalten von 
Schulen naiverweise zu erreichen glaubt. 
 
Auch den schulstatistischen Informationen der Kultusministerkonferenz können in die-
sem Zusammenhang Hinweise auf eine besondere Problematik entnommen werden: So 
waren im Frühjahr 2022 Schulen zwar geöffnet, Maßnahmen zum Infektionsschutz hät-
ten offenbar aber noch besser sein müssen. Beispielsweise fehlten in der 5. Kalender-
woche bundesweit – mutmaßlich v. a. pandemiebedingt – immerhin rund 550.000 Schü-
lerinnen und Schüler im Unterricht, dies entspricht 5,7% der Gesamtschülerinnen- und 
Schülerzahl in Deutschland. Erkenntnisse aus der empirischen Bildungsforschung wei-
sen nun jedoch darauf hin, dass es zu besonders gravierenden Lernrückständen kommt, 
wenn die Klasse insgesamt voranschreitet, einzelne Schülerinnen und Schüler aber Un-
terricht versäumen (Helmke et al., 2000; Helmke & Jäger, 2022). 
 
Daraus lässt sich ableiten: Bleiben Schulen geöffnet, ohne dass zugleich auch für einen 
besonders sicheren Schulbetrieb gesorgt wird, werden die dann ggf. krankheitbedingt 
fehlenden Schülerinnen und Schüler besonders stark benachteiligt, weil sie den An-
schluss verlieren können. Dieser Mechanismus dürfte sich v. a. bei den Kindern und Ju-
gendlichen bemerkbar machen, die zuhause keine besonders hilfreiche Lernunterstüt-
zung erfahren – was wiederum Bildungsungleichheiten verstärkt. Wichtig ist also, den 
Schulbetrieb so sicher gestalten zu können, dass er möglichst allen Schülerinnen und 
Schülern eine zuverlässige Teilnahme am Unterricht ermöglicht. Dass der (Präsenz-) 
Schulbetrieb fortgeführt wird, während eben doch eine ganz erhebliche Anzahl von Kin-
dern und Jugendlichen nicht teilnehmen kann, darf vor diesem Hintergrund auch nicht 
als besonders gelungene Leistung des Krisenmanagements dargestellt werden. Viel-
mehr wird eine trügerische Sicherheit vermittelt und sogar eher weiterer Schaden verur-
sacht. 
 
Die folgenden Ausführungen geben daher einen (stichwortartigen!) Überblick zu Maß-
nahmen, die zur Erhöhung der Resilienz und Krisenfestigkeit des Bildungswesens ange-
bracht sind. Interessanterweise wurde vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung bereits 2013 [sic!] ein entsprechendes Papier verfasst, 
das zahlreiche der Anregungen enthält, die auch nachfolgend (erneut) vorgestellt werden 
(BMZ, 2013). Zudem stehen die hier aufgeführten Handlungsempfehlungen in Einklang 
mit den Ergebnissen internationaler Studien, die zur Stärkung der Resilienz von Schulen 
in verschiedenen Ländern durchgeführt worden sind (siehe z. B. D’Ayala et al., 2020; 
Dwiningrum, 2017; Mirzaei et al., 2019a, 2019b und 2020). Diese, teilweise seit vielen 
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Jahren vorliegenden Erkenntnisse sind in Deutschland bislang jedoch kaum berücksich-
tigt worden. Insgesamt wird in zehn Bereichen unmittelbarer Handlungsbedarf gesehen. 
 
4.1 Personelle Aspekte 
Im Hinblick auf die Krisenfestigkeit des Bildungswesens sollte Lehrkräftegesundheit 
(Schaarschmidt, Kieschke & Fischer, 2016) stärker und möglicherweise auch mit einer 
etwas anderen Schwerpunktsetzung in den Fokus gerückt werden als bisher. Um die 
zuverlässige Arbeits- bzw. Einsatzfähigkeit von Lehrkräften zu gewährleisten, sollten in 
Schulen – wie in vielen Unternehmen üblich – interne Programme zur Gesundheitsförde-
rung etabliert werden. Dies ist flächendeckend bislang nicht der Fall. Durchaus könnte 
auch eine verpflichtende Teilnahme in Erwägung zu ziehen sein. Darüber hinaus könnte 
und sollte schon zu Beginn eines Lehramtsstudiums, spätestens mit dem Einstieg in die 
berufliche Praxis, auf uneingeschränkte Gesundheit der Bewerberinnen und Bewerber 
geachtet werden, wie dies beispielsweise auch bei Einsatzkräften üblich ist, die in ihrem 
Alltag ebenfalls besonderen (wenn auch anderen) psychischen und physischen Belas-
tungen ausgesetzt sind. 
 
Dass selbstverständlich sämtliche relevanten Impfungen nicht nur dem individuellen und 
kollektiven Gesundheitsschutz dienen, sondern ebenso die zuverlässige Verfügbarkeit 
von Lehrkräften erhöhen, versteht sich von selbst. Schon aus diesem Grund sind Lehr-
kräfte als Mitarbeitende einer Kritischen Infrastruktur, darüber hinaus aber auch als ei-
genständige kritische (d. h. unverzichtbare!) Elemente innerhalb dieser Struktur (Karutz, 
Posingies & Dülks, 2022a) bei der Planung und Durchführung von Schutzimpfungen pri-
oritär zu behandeln. 
 
Um Schulen auch unter besonderen Krisenbedingungen aufrechterhalten zu können, 
scheint außerdem eine deutliche Personalaufstockung angebracht. Bislang sind an vie-
len Schulen – was keine neue Erkenntnis darstellt – keinerlei Ausfallredundanzen vor-
handen. Ganz im Gegenteil ist die Personalverfügbarkeit vielerorts derart knapp, so dass 
schon der Ausfall einer einzelnen Lehrkraft für kaum adäquat kompensierbare Probleme 
sorgt. Hier bedarf es dringend einer engagierten Initiative, um verstärkt Nachwuchskräfte 
für das Lehramt zu gewinnen: Alle bislang verfolgten Ansätze reichen erkennbar nicht 
aus, um den aktuell und zukünftig vorhandenen Lehrkräftebedarf zu decken. 
 
Nachzudenken ist in diesem Zusammenhang auch über den Aufbau eines speziellen 
Personal-Verstärkungspools für Krisenzeiten: Zumindest die Betreuungsfunktion von 
„Schule“ könnte in Ausnahmesituationen, wie sie in großflächigen und langanhaltenden 
Schadens- bzw. Krisenlagen gegeben sind, beispielsweise durch ehrenamtliche Helfe-
rinnen und Helfer sichergestellt werden, die – analog zu Katastrophenschutzeinheiten in 
anderen Bereichen – zuvor selbstverständlich an einer entsprechenden Qualifizierungs-
maßnahme teilgenommen haben müssen. Ein Vorbild für derartige Kräfte könnten „di-
saster child care volunteers“ sein, wie sie in den USA seit vielen Jahren für die Betreu-
ung von Kindern in Notunterkünften vorgesehen sind (UNICEF, 2011). Auch eine Einbin-
dung von Lehramtsstudierenden wie auch von pensionierten Lehrkräften bietet sich an: 
Speziell bei den Studierenden könnten mit relativ geringem Aufwand auch die formellen 
Voraussetzungen geschaffen werden, um ein schulpraktisches Engagement in Krisen-
zeiten (etwa als „learning buddies“; siehe dazu Brandenburg, 2021) als Studienleistung 
anzurechnen.  
 
Es sollte aber nicht nur die Anzahl zuverlässig verfügbarer Lehrkräfte erhöht werden. 
Darüber hinaus sind in der Aus-, Fort- und Weiterbildung von Lehrkräften umfangreiche 
Ergänzungen wünschenswert. Erstens sind hier zweifellos Qualifizierungsmaßnahmen 
im Hinblick auf die Gestaltung digitaler Lehr- und Lernangebote zu nennen. Zweitens 
müssen Lehrkräfte nicht nur pädagogisch, sondern auch notfallpsychologisch und psy-
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chotraumatologisch begründet dazu befähigt werden, mit Kindern und Jugendlichen in 
Krisensituationen angemessen umzugehen (Lohmann, 2017). Nicht nur Schulpsycholo-
ginnen und Schulpsychologen bzw. Schulseelsorgerinnen und Schulseelsorger, sondern 
idealerweise sämtliche Lehrkräfte sollten zumindest über Grundkenntnisse der Psychi-
schen Ersten Hilfe und der Krisenintervention verfügen. Darüber hinaus sind die Berei-
che der Schulsozialarbeit, der Schulseelsorge sowie der Schulpsychologie deutlich zu 
stärken – hier ist dem Antrag der SPD-Fraktion (S. 4) explizit zuzustimmen. 
 
Darüber hinaus sollte die persönliche Resilienz jeder einzelnen Lehrkraft gesteigert wer-
den (siehe dazu beispielsweise GTZ, 2005; Huba, 2021). Hier wird beispielsweise die 
Entwicklung von Trainingsprogrammen angeregt, um eine spezifische „Krisenkompe-
tenz“ von Lehrkräften zu entwickeln. Dazu könnte u. a. gehören, Unsicherheiten auszu-
halten, Ruhe zu bewahren, unter Krisenbedingungen (d. h. unter Zeit- und Handlungs-
druck!) Entscheidungen zu treffen, improvisieren zu können, psychischen Belastungen 
aktiv entgegenzuwirken usw.: Was Kaiser (2007) schon vor einigen Jahren für Kinder 
vorgeschlagen hat – eine „Menschenbildung in Krisenzeiten“ –, muss auch und erst recht 
für Lehrkräfte gelten! 
 
Abschließend ist darauf hinzuweisen, dass in Schulen dringend (weitere) IT-Expertinnen 
und Experten benötigt werden. Die Einrichtung, Wartung und ggf. auch die Durchführung 
von Reparaturen an digitalen Endgeräten kann keinesfalls mehr von Lehrkräften „neben-
bei“ erledigt werden. Hier sind tariflich angemessen eingruppierte Fachkräfte erforderlich, 
wie es u. a. auch in den Experteninterviews der genannten Pilotstudie (Karutz, Posingies 
& Dülks, 2022a) angemahnt worden ist. 
 
4.2 Räumliche und technische Aspekte 
Die Coronavirus-Pandemie hat deutlich gemacht, dass die Aufrechterhaltung eines si-
cheren Präsenzbetriebes von Schulen eine extrem hohe Bedeutung hat. Zugleich ist in 
der Pandemie jedoch erkennbar geworden, dass in bestimmten Krisensituationen we-
sentlich mehr (und größere) Räumlichkeiten als im Regelbetrieb erforderlich sind, um 
verkleinerte Lerngruppen unterrichten zu können. Bei zukünftigen Schulneubauten sollte 
dies berücksichtigt werden. 
 
Für sämtliche Schulen sollten Ausweich- und Ergänzungsquartiere zudem so vorgeplant 
werden, dass in Schadens- bzw. Krisenlagen unmittelbar auf sie zurückgegriffen werden 
kann. Im Hinblick auf Pandemien ist hier an Sporthallen, Kino- und Festsäle sowie Gast-
ronomiebetriebe zu denken, die in solchen Situationen ohnehin geschlossen oder nur 
eingeschränkt geöffnet sind (Mayr, 2021). Hygienisch begründete Abstandsregelungen 
könnten sich relativ problemlos einhalten lassen, indem die regulären Schulklassen dann 
auch auf diese Räumlichkeiten aufgeteilt werden. Die für Unterricht erforderliche (Mini-
mal-) Ausstattung mit Unterrichtsmedien usw. müsste ggf. eingelagert werden, und auf 
die Einhaltung der auch für Schulgebäude vorgeschriebenen Sicherheitsstandards ist 
selbstverständlich ebenfalls zu achten. 
 
Ferner müssen in Schulen nicht nur leistungsstarke WLAN-Verbindungen eingerichtet 
und digitale Endgeräte mit der geeigneten Software beschafft werden, wie es seit Jahren 
ohnehin immer wieder gefordert worden ist. Der Einbau von Klima- bzw. Luftfilteranlagen 
sollte gemäß empirisch begründeter Empfehlungen erfolgen (Kähler, Fuchs, Mutsch & 
Hain, 2020). Außerdem sind die zuverlässige Nutzbarkeit der unmittelbaren Zuwegung 
von Schulen, die Ausstattung von Schulen mit einer netzunabhängigen Notstromversor-
gung sowie Maßnahmen zum Hochwasserschutz in den Blick zu nehmen. Auch hierzu 
liegen bereits detaillierte Handlungsempfehlungen vor (GTZ, 2005; BMZ, 2013; Helm-
holtz-Zentrums für Umweltforschung, 2021). 
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4.3 Schulrechtliche und administrative Aspekte 
Die aktuelle Struktur der Schulverwaltung in Deutschland ist für ein effizientes und effek-
tives Krisenmanagement offensichtlich erkennbar ungeeignet (Karutz, Posingies & 
Dülks, 2022a). Eine Ebenen übergreifend einheitliche Strukturierung der Gremien, in 
denen in Schadens- bzw. Krisenlagen Entscheidungen getroffen werden, fehlt. Stattdes-
sen versanden Entscheidungsprozesse oftmals in einem Dickicht unterschiedlichster 
Zuständigkeiten und Hierarchieebenen. Abstimmungs- und Entscheidungsprozesse soll-
ten daher in Zukunft verschlankt, vereinfacht und beschleunigt werden. Vor allem wäre 
ein möglichst einheitlicher Handlungsrahmen wünschenswert, der es Akteuren auf den 
einzelnen relevanten Ebenen möglich macht, unter besonderen Umständen eben auch 
besondere (und dennoch rechtlich abgesicherte) Maßnahmen ergreifen zu dürfen. 
 
4.4 Partizipation 
Vorgeschlagen wird, im schulischen Krisenmanagement mehr Partizipation zu ermögli-
chen, zumal eine konkrete Mitbestimmungsmöglichkeit die gerade in Krisenzeiten so 
überaus wichtige Selbstwirksamkeitserfahrung Betroffener erhöht (Andresen, Lips und 
Möller et al. 2020b). Auf allen Handlungsebenen sollten diejenigen, die unmittelbar be-
troffen sind, deutlich wahrnehmbar in die entsprechenden Entscheidungsprozesse ein-
gebunden werden. Diese Forderung bezieht sich beispielsweise auf die Einbindung von 
Schulleitungen in Krisenstäbe der Kommunen und der übergeordneten Schulaufsichtsin-
stanzen, aber auch auf die grundsätzliche Integration von Vertretungen der Eltern sowie 
der Schülerinnen und Schüler selbst (Deutsche Sportjugend und Bundesschülerkonfe-
renz, 2021; Mayr, 2021): „Auch Kinder [können] (abhängig von ihrem Alter) als aktive 
Mitglieder in lokalen Katastrophenschutzorganisationen oder -komitees tätig werden“ 
(BMZ, 2013). Wie diese Einbindung konkret gestaltet werden kann, muss sicherlich ge-
nauer untersucht werden und dürfte sich aus verschiedenen Gründen schwieriger dar-
stellen als es auf den ersten Blick scheint; konkrete Anregungen liefern jedoch Rowland 
et al. (2020). Auch die im Antrag der SPD-Fraktion genannte Etablierung von Krisenbei-
räten an den Schulen (S. 4) könnte in der Tat sinnvoll sein. 
 
4.5 (Bildungs-) organisatorische Aspekte 
Pädagogische Konzepte und Überlegungen für den Schutz und die Sicherheit einer 
Schulgemeinde in Krisensituationen müssen besser aufeinander abgestimmt werden als 
bisher. Insbesondere erstaunt, dass die seit geraumer Zeit vorliegende, interdisziplinär 
erarbeitete S3-Leitlinie (AWMF, 2022) bundesweit nahezu keine Berücksichtigung findet. 
Auch weitere wissenschaftlich begründete Positionspapiere (z. B. Leopoldina 2021; 
Baumann, Beeking & Hillebrand et al., 2022) könnten wertvolle Anregungen geben, mit 
denen sich Schulen „krisenfest“ organisieren ließen und wie pädagogische sowie sicher-
heitsbezogene Erfordernisse, die sich nicht zwingend widersprechen müssen, deutlich 
besser miteinander verknüpft werden könnten als dies bisher geschieht. Die Verkleine-
rung von Lerngruppen sowie die Etablierung gestaffelter bzw. versetzter Unterrichtszei-
ten sind hier nur beispielhaft anzuführen. 
 
4.6 Curriculare bzw. inhaltliche Aspekte 
Großflächige und langanhaltende Schadens- bzw. Krisenlagen werfen zahlreiche Fragen 
zu curricularen bzw. inhaltlichen Aspekten von Unterricht auf. Dass im Rahmen der 
Coronavirus-Pandemie vielerorts offenbar die Strategie verfolgt worden ist, Unterrichts-
inhalte so zu vermitteln, als wäre nichts weiter geschehen, kann man nur als irritierend 
bezeichnen (Karutz & Posingies, 2020). 
 
In bestimmten Schadens- bzw. Krisenlagen könnte die Beschränkung auf ein „Krisencur-
riculums“ zweifellos unvermeidbar sein, so dass eine Priorisierung von Unterrichtsthe-
men und -inhalten vorgenommen werden muss. Eine solche Priorisierung kann aller-
dings nicht „ad hoc“ durch vorschnelle Kürzungen erfolgen. Ob, wann und unter welchen 
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Umständen welche Unterrichtsinhalte entfallen könnten, bedarf vielmehr einer intensiven 
Fachdiskussion, die anlassunabhängig, wissenschaftlich begleitet und mit ausreichenden 
zeitlichen sowie personellen Ressourcen geführt werden muss. 
 
Insbesondere sei darauf hingewiesen, dass im Rahmen der Coronavirus-Pandemie aus 
zwei nahezu gegensätzlichen Perspektiven argumentiert worden ist: Einerseits wurde 
eine Konzentration auf die „Kernfächer“ Mathematik, Deutsch und Englisch vorgeschla-
gen, weil Defizite in diesen Fächern am ehesten für eine spätere Beschäftigungsfähigkeit 
relevant sein könnten (Leopoldina, 2020). Andererseits wurde darauf hingewiesen, dass 
gerade in einer Krisenzeit musisch-kreative Ausdrucksformen wichtig sind, um Kinder 
und Jugendliche bei der Bewältigung und Verarbeitung des Erlebten zu unterstützen 
(Rat für kulturelle Bildung, 2020). Beide Sichtweisen sind prinzipiell nachvollziehbar, so 
dass es nicht um ein bloßes „Entweder-Oder“ bzw. ein gegenseitiges „Ausspielen“ („Ma-
the statt Kunst“) gehen darf, sondern unterschiedlich begründete, aber gleichermaßen 
berechtigte Ansprüche an die curriculare Planung austariert werden müssen. Auf die 
Notwendigkeit einer umfassenden Lehrplanreform wird in diesem Zusammenhang u. a. 
auch von Zierer (2021) hingewiesen. 
 
Im Hinblick darauf, dass Distanzunterricht sich in großflächigen, langanhaltenden Krisen-
lagen nicht vermeiden lässt, sind weitere Modifikationen angebracht. Für die konkrete 
Ausgestaltung digitaler Lehr- und Lernangebote fehlen Standards weitgehend. Derartige 
Standards wären aber wünschenswert, um Bildungsgerechtigkeit auch in dieser speziel-
len Unterrichtsform gewährleisten zu können und zu verhindern, dass bestimmte Schüle-
rinnen und Schüler schon dadurch benachteiligt werden, dass ihnen nicht die erforderli-
chen Endgeräte oder kein Internetzugang zur Verfügung steht und auch ihre Eltern sie 
nicht unterstützen können. 
 
4.7 Erreichbarkeit von Schulen 
Auch die zuverlässige, möglichst risikoarme Erreichbarkeit von Schulgebäuden könnte 
verbessert werden. Dazu gehört nicht nur, zentrale Anfahrtswege zu Schulen frei zu hal-
ten oder – in einer Unwetterlage – ggf. prioritär freizuräumen. Dazu gehört insbesondere 
auch die Erweiterung der Beförderungskapazitäten des Öffentlichen Personennahver-
kehrs (ÖPNV), um beispielsweise während einer Pandemie das Infektionsrisiko in 
Schulbussen und Straßenbahnen zu reduzieren. 
 
4.8 Sicherstellung der Betreuungsfunktion  
Die besondere Kritikalität der Betreuungsfunktion des Bildungswesens erfordert, der Si-
cherstellung speziell dieser Funktion auch im Krisenmanagement eine besondere Auf-
merksamkeit zu widmen. In künftigen Vorplanungen sollte z. B. verstärkt darauf geachtet 
werden, welches Personal in besonderer Weise für den Einsatz in diesem Bereich ge-
eignet ist – und welches eben nicht. Im Vorfeld könnten – analog zu Alarmierungsplänen 
im Katastrophenschutz – durchaus auch Listen von Fachkräften angelegt werden, die 
sich besonderer Risiken bewusst sind und dennoch freiwillig dafür gemeldet haben, die 
Betreuung von Kindern sicherzustellen. Gleichwohl soll nicht unerwähnt bleiben, dass 
mit derartigen Überlegungen sicherlich auch einige ethische und juristische Fragestel-
lungen verbunden sind, auf die bislang noch keine finalen Antworten gegeben werden 
können. 
 
Eine weitere Überlegung zur Sicherstellung dieser Funktion des Bildungswesens besteht 
darin, Betreuungsangebote für Kinder verstärkt an den Arbeitsplätzen berufstätiger El-
ternteile anzusiedeln. Solche betrieblichen Betreuungseinrichtungen müssten ggf. auch 
eine zusätzliche Förderung erhalten. In jedem Fall wird erkennbar, dass die Aufrechter-
haltung der Betreuungsfunktion des Bildungswesens organisatorische Planungen und 
Maßnahmen im Vorfeld erforderlich macht. Erst in einer Schadens- bzw. Krisenlage dar-
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über nachzudenken, wie die Betreuungsfunktion weiterhin gewährleistet werden kann, ist 
– wie es in der Coronavirus-Pandemie wiederum deutlich wurde – schlichtweg zu spät. 
Dies verweist auf den folgenden Aspekt: 
 
4.9 Ressortübergreifende Planungen und Zusammenarbeit 
Zukünftige Planungen für die Betroffenheit des Bildungswesens von großflächigen und 
langanhaltenden Krisen- bzw. Schadenslagen sollten grundsätzlich alle hier genannten 
Aspekte aufgreifen. Notfall- und Krisenpläne dürfen sich eben nicht nur auf Individualer-
eignisse beziehen, von denen eine einzelne Schule betroffen ist, sondern sollten mindes-
tens einen Abschnitt beinhalten, der sich mit Funktionseinschränkungen des gesamten 
Systems auseinandersetzt. 
 
Besonders wünschenswert wäre ein nationaler, mindestens aber landesweit einheitlicher 
Schul-Krisenplan, der – womöglich szenarienbasiert – einheitliche Rahmenfestlegungen 
für das Krisenmanagement enthält. Derart umfassende Planungen setzen die fachliche 
Expertise aus mehreren Ressorts voraus: Fachkräfte aus dem Bildungsressort, dem In-
nen- sowie dem Gesundheits- und Sozialressort sollten gleichermaßen an ihnen beteiligt 
werden. Gerade in der Coronavirus-Pandemie ist deutlich geworden, wie problematisch 
ein einseitig bzw. „monodisziplinär“ (v. a. virologisch) ausgerichtetes Krisenmanagement 
sein kann, weil Expertise aus anderen Fachgebieten dadurch nur unzureichend einbezo-
gen wird. 
 
4.10 Außerschulische bzw. gesellschaftliche Aspekte 
Abschließend soll dazu angeregt werden, eine Diskussion über die gesellschaftliche Re-
levanz des Bildungswesens zu führen und dabei insbesondere in den Blick zu nehmen, 
welcher Anspruch an das Bildungswesen aus welchen Gründen erhoben wird und was 
getan werden muss, damit das Bildungswesen diesem Anspruch überhaupt gerecht 
werden kann (siehe dazu z. B. Hoffmeister, 2021). Wird das Bildungswesen als eine „all-
umfassende Serviceleistung“ des Staates für seine Bürgerinnen und Bürger betrachtet, 
sind selbst geringfügige bzw. kurzzeitige Funktionseinschränkungen kaum zu akzeptie-
ren. In diesem Fall ist die krisenfeste Organisation und Ausstattung des Bildungswesens 
umso wichtiger. 
 
Wird das Bildungswesens lediglich als „staatlicher Beitrag“ zu einer formellen Bildung 
heranwachsender Menschen betrachtet, kommt der individuellen Eigenverantwortlichkeit 
eine höhere Bedeutung zu, und die Kompensation von Funktionseinschränkungen des 
Bildungswesens obliegt dann in deutlich stärkerem Maße den jeweiligen Erziehungsbe-
rechtigten. Lochner (2021, S. 41) verweist in diesem Zusammenhang auf das erforderli-
che „Zusammenspiel öffentlicher und privater Verantwortung für das Aufwachsen von 
Kindern“. Hier scheint jedoch ein erneutes Austarieren von Ansprüchen und Verantwort-
lichkeiten angebracht, und dies ist eine originäre Aufgabe der Bildungs- und Familienpo-
litik, die auch öffentlich entsprechend kommuniziert bzw. über die ein öffentlicher Diskurs 
geführt werden muss.  
 
Aus einer Perspektive des Krisenmanagements steht sicherlich fest: Je mehr Eltern be-
ruflich gebunden sind und je weniger Eltern (ggf. auch aus anderen Gründen) dazu in 
der Lage sind, die Lern- und Entwicklungsprozesse ihrer Kinder pädagogisch adäquat zu 
begleiten und zu unterstützen, umso bedeutsamer ist die Krisenfestigkeit, d. h. die zuver-
lässige und uneingeschränkte Funktionsfähigkeit des Bildungswesens. 
 
5. Desiderate und weitere Forschungsbedarfe 
Wenngleich vieles eindeutig dafür spricht, das Bildungswesen in seiner Gesamtheit als 
Kritische Infrastruktur zu betrachten, gibt es bei einer genaueren Betrachtung tatsächlich 
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Diskussions- und weiteren Forschungsbedarf, wie es auch im Antrag der SPD-Fraktion 
(S. 3 und 4) formuliert worden ist2. 
 
Die Kritikalität des Bildungswesens ist beispielsweise nicht identisch mit der des Ret-
tungswesens oder der Stromversorgung. Eine Priorisierung innerhalb der Kritischen Inf-
rastrukturen scheint allerdings problematisch, so dass über die „Qualitätsvarianz“ von 
Kritikalität diskutiert werden muss. 
 
Ohnehin sollte die unterschiedliche Kritikalität einzelner Teilbereiche und Teilfunktionen 
des Bildungswesens noch genauer analysiert werden bzw. überhaupt erst einmal in den 
Blick genommen werden. Es gibt z. B. deutliche Hinweise darauf, dass einzelne Berei-
che kritischer sein könnten als andere und insofern eine differenzierte Einschätzung der 
Kritikalität erfolgen müsste. Augenscheinlich nimmt die Kritikalität zu, je jünger die Ziel-
gruppe einer Bildungseinrichtung ist. Kindertagesstätten und Grundschulen bedürften 
demnach eines noch intensiveren Schutzes als weiterführende Schulen oder Einrichtun-
gen der Berufs- bzw. Erwachsenenbildung. Die Verpflegung von Kindern in der Schul-
mensa muss u. U. als schutzbedürftiger eingeschätzt werden als die Aufrechterhaltung 
eines bestimmten Fachunterrichtes usw.  
 
Solche Annahmen bedürfen einer vertiefenden Untersuchung; es muss geklärt werden, 
was eigentlich die wesentlichen Schutzgüter sind. Hier könnte es – ganz konkret – um 
die sichere Aufrechterhaltung von Präsenzunterricht oder die Einhaltung formell vorge-
gebener Bildungsstandards gehen, aber – deutlich abstrakter – eben auch um überge-
ordnete Aspekte wie „Gesundheit“ und „Bildung“ an sich. 
 
Ebenfalls weitgehend unklar ist, nach welchen Zeiträumen und bei welcher Größe der 
betroffenen Personengruppen konkret von einer Kritikalität des Bildungswesens bzw. 
seiner einzelnen Teilbereiche auszugehen ist. Unterrichtsausfall von wenigen Tagen 
dürfte weitgehend unkritisch sein. Nach Wochen und Monaten muss dies sicherlich an-
ders bewertet werden, konkrete „Schwellenwerte“ zur Kritikalität des Bildungswesens 
liegen bislang jedoch nicht vor. Die pauschale Angabe einer relevanten Zeitspanne oder 
einer bestimmten Anzahl Betroffener scheint schon von daher ausgeschlossen, weil die 
Kritikalität des Bildungswesens sich erst im unmittelbaren Bezug zu einer Gebietskörper-
schaft bzw. zu einem bestimmten Bezugssystem ergibt. Erforderlich ist es daher, die 
Kritikalität des Bildungswesens in Relation zu verschiedenen Bezugssystemen – Kom-
munen, Kreisen, Bundesländern und den Bund – differenziert zu betrachten. 
 
Gleiches gilt für unterschiedliche Krisen- bzw. Schadenszenarien: Eine Pandemie berei-
tet andere Probleme und erfordert andere Krisenmanagement-Strategien als z. B. ein 
Stromausfall, ein Erdbeben, ein Terrorakt oder ein Krieg. Digitalisierte Lehr- und Lernan-
gebote, die derzeit im Fokus stehen, können bei einer Pandemie hilfreich sein, in einem 
Stromausfall sind auch sie jedoch nutz- und bedeutungslos. Anhand einzelner Szenarien 
wäre nicht zuletzt die Ableitung konkreter Schutzziele denkbar, d. h. es könnte erarbeitet 
werden, für welche Bildungseinrichtung in welcher Situation welcher Schutz geboten 
werden soll bzw. welche Funktion des Bildungswesens unter welchen Umständen wie 
aufrecht zu erhalten ist. Zu diesem Themenkomplex fehlt Forschung jedoch nahezu 
komplett. 

 
2 An der MSH Medical School Hamburg werden derzeit drei Forschungsprojekte vorbereitet, die sich auf das 
Bildungswesen in Krisenzeiten beziehen. Im Projekt „KriMaB“ soll das Krisenmanagement an Bildungseinrichtun-
gen nach der Flutkatastrophe in Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen analysiert werden. Das Projekt „Schu-
Kat“ soll klären, inwiefern Schulen als Potential für das Katastrophen- und Krisenmanagement genutzt werden 
können. Das Projekt „ReBiWe“ soll sich auf die Frage beziehen, wie sich die Resilienz im Bildungswesen stärken 
lässt. Die Finanzierung aller drei Projekte ist derzeit allerdings noch ungeklärt, weil sie sowohl das Innen- als 
auch das Kultusressort tangiert und sich hier eine Zuständigkeitsproblematik offenbart. 
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Die Unterstützungsbedarfe bzw. Bedürfnisse von Schülerinnen und Schülern sowie ihren 
Familien sollten ebenfalls weiter untersucht werden, um zu identifizieren, welche Perso-
nengruppen in einer großflächigen, langfristig anhaltenden Krisenlage welche Unterstüt-
zung durch das (staatliche) Bildungswesen benötigen. Zwar liegen Erkenntnisse zu be-
sonders vulnerablen Gruppen vor – hier wären, etwa mit Bezug zu Erkenntnissen aus 
der Entwicklungspsychologie und einzelnen Sozialräumen, aber noch differenziertere 
Analysen wünschenswert. 
 
Erheblicher Forschungsbedarf besteht schließlich im Hinblick auf die Frage, wie Bildung 
bzw. das Bildungswesen nicht nur geschützt werden muss, sondern wie es als ein Po-
tential für die Bewältigung kollektiver Krisen genutzt werden kann. Der Gedanke, dass 
das Bildungswesen in Krisenzeiten nicht nur „regulär“ funktionsfähig bleiben muss, son-
dern auch dabei helfen kann, mit Krisen klug und angemessen umzugehen, wurde bei-
spielsweise in der Coronavirus-Pandemie kaum beachtet. Dabei hätte die persönliche 
Selbsthilfekompetenz eines jeden einzelnen sicherlich durch eine geeignete Bildungs-
strategie gefördert werden können. Bildungsangebote speziell in diesem Kontext hätten 
auch zu einem reflektierteren Umgang mit Medienberichten bzw. sog. „Fake-News“ bei-
tragen, prosoziales Verhalten anbahnen und die Entwicklung eines konstruktiven Bewäl-
tigungsverhaltens unterstützen können usw. Die Deutsche Gesellschaft für Technische 
Zusammenarbeit hat in diesem Zusammenhang schon vor vielen Jahren ausdrücklich 
Bildungsangebote gefordert, die abzielen sollten auf 
 

• das Erkennen und Verstehen von […] Risiken und ihre Bedeutung für das persönliche 
Umfeld und die gesellschaftliche Entwicklung, 

• den Erwerb von Wissen und geeigneten Handlungskompetenzen im Hinblick auf 
Maßnahmen der Katastrophenvorbeugung in Familie, Schule und Gemeinschaft so-
wie 

• den Erwerb von Wissen über Maßnahmen zum Verhalten im Katastrophenfall und der 
akuten Katastrophenbewältigung (GTZ, 2005). 

 
Entsprechende Konzepte liegen – zumindest in Ansätzen – inzwischen auch durchaus 
vor (Kaiser, 2007; Karutz, 2011; Karutz, Posingies & Dülks, 2022d). Sie sind in Schulen 
jedoch weitgehend unbekannt, so dass dringend Möglichkeiten zur Implementierung un-
tersucht und evaluiert werden müssen. Gleiches gilt bezogen auf die Frage, inwiefern 
Bildungseinrichtungen bzw. Schulen als solches in Gefahrenabwehr-Konzeptionen und 
Krisenplanungen für den Bevölkerungsschutz relevant sein könnten, etwa als „Katastro-
phenschutz-Leuchttürme“ (Forschungszentrum Katastrophenrecht, 2015; Berliner Feu-
erwehr, 2016) bzw. Anlaufstellen und Informationszentren für Betroffene. Im Hinblick 
darauf, Schulen in Krisenlagen zu „verlässlichen, sicheren Orten“ für Kinder und Jugend-
liche, aber auch für andere Familienangehörige (Kühn, 2013; Weiß, 2017) weiterzuent-
wickeln, besteht jedenfalls eindeutig noch erheblicher Optimierungsbedarf. 
 
6. Fazit 
Die Coronavirus-Pandemie hat die besondere Vulnerabilität und Kritikalität des Bil-
dungswesens in Deutschland deutlich erkennbar werden lassen. In ihrer Gesamtheit 
stellen Schulen eine Kritische Infrastruktur dar, d. h. Einschränkungen ihrer Funktionsfä-
higkeit haben erhebliche negative Auswirkungen auf heranwachsende Menschen, ihre 
Bezugspersonen und letztlich auf die gesamte Gesellschaft. 
 
Um die Resilienz und Krisenfestigkeit von Schulen zu erhöhen, sind in zahlreichen Hand-
lungsfeldern enorme Anstrengungen erforderlich, die keinesfalls allein auf den Aspekt 
der Digitalisierung von Lehr- und Lernangeboten beschränkt bleiben dürfen. Insbesonde-
re muss der Zusammenhang von Wohlbefinden, Gesundheit und Bildung bzw. Lernleis-
tung zukünftig eine stärkere Beachtung finden als bisher: Gelingende Lernprozesse set-
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zen voraus, dass sie in einem geschützten, sicheren Umfeld stattfinden und von Fach-
kräften, die für Schülerinnen und Schüler wichtige Bezugspersonen sind, in angemesse-
ner Weise begleitet werden können. 
 
In diesem Zusammenhang dürfen auch weder „Aufholprogramme“ noch die Ergebnisse 
von Studien zum Bildungsmonitoring dazu führen, dass Druck auf Kinder und Jugendli-
che womöglich weiter bzw. zusätzlich erhöht wird. Vielmehr müssen aus gegebenem 
Anlass vor allem die Rahmenbedingungen, unter denen im schulischen Kontext bzw. 
Setting gelernt wird, in den Blick genommen werden. Schulen müssen Schutz und Si-
cherheit bieten, um dort überhaupt Lernen und sich bilden zu können. Dies gilt generell 
immer, in Krisenzeiten aber erst recht. 
 
Dass die Stärkung von Resilienz und Krisenfestigkeit der Schulen zweifellos mit einem 
erheblichen finanziellen Aufwand verbunden ist, liegt auf der Hand. Die entsprechenden 
Ausgaben im Bildungshaushalt sind aber zwingend erforderlich, weil sie dabei helfen, 
späteren, noch weitaus teureren Folgekosten der Funktionseinschränkungen von Schu-
len präventiv entgegenzuwirken. 
 
Abschließend sei erwähnt, dass sich die Ausführungen in dieser Stellungnahme vorran-
gig auf Schulen beziehen. Die auch im Antrag der SPD-Fraktion bereits thematisierte 
Analogie zu Kindertagesstätten und außerschulischen Bildungsangeboten für Kinder und 
Jugendliche ist jedoch angebracht und legitim. 
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